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Sozialstaatsdilemma 

Wirtschaftpolitischer Zielkonflikt zwischen verbesserten 

Arbeitsanreizen und dem Grundsicherungsziel: 

 Relativ hohes Niveau der Grundsicherung  und geringe Einkommens-

ungleichheit bedingen bei beschränktem Transfervolumen  hohe 

Grenzbelastungen geringer Einkommen.  

 Das bedeutet geringe Arbeitsanreize und könnte einen (erheblichen?) Teil 

der strukturellen Arbeitslosigkeit erklären. 

 Grundsicherung bewirkt einen „impliziten Mindestlohn“  und ein 

Kompression der Lohnstruktur im unteren Bereich. 

 Geringere Grenzbelastungen (Transferentzugsraten) im unteren 

Einkommensbereich sind mit Ausweitung der Anspruchsberechtigten 

(Anstieg der Transfergrenze)  und höhere Sozialtransfers verbunden. 

 Deren Finanzierung erfordert stärkere Steuerbelastung höherer  

Einkommen, was wiederum mit negativen Arbeitsanreizen und 

geringerer Steuerbasis verbunden ist. 1 



Grundsicherung und Arbeitsanreize 

 Relativ hohes Grundsicherungsniveau in Verbindung mit hohen 

Transferentzugsraten sind mit geringen Arbeitsanreizen insbes. für 

Geringqualifizierte und Alleinverdiener-Familien verbunden 

 Für geringqualifizierte Personen mit BMS-Anspruch bestehen keine 

finanziellen Arbeitsanreize; 

Bei höherer Qualifikation lohnt sich eine Vollzeitbeschäftigung, aber 

keine Teilzeitbeschäftig. (Abb. 1a) 

 In der Notstandshilfe bestehen starke finanzielle Anreize zur Aufnahme 

einer geringfügigen Beschäftigung und geringe finanzielle Anreize zur 

Ausweitung der Arbeitsstunden über die Geringf.-Grenze (Abb. 1b) 

 Die Grenzbelastung geringer Erwerbseinkommen durch die Lohn- und 

Einkommesteuer ist zwar sehr niedrig, die gesamte (direkte) 

Grenzbelastung durch Sozialabgaben und Transferentzug aber relativ 

hoch (Tab. 1) 
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Quelle:  ATTM, SILC 2013 hochgerechnet auf Gesamtpopulation und  
             fortgeschrieben auf 2016 3 

Abb. 1a:    Finanzielle Arbeitsanreize  und Grundsicherung        



Quelle:  ATTM, SILC 2013 hochgerechnet auf Gesamtpopulation und  
             fortgeschrieben auf 2016 4 

Abb. 1b:    Finanzielle Arbeitsanreize  und Grundsicherung        
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Tab. 1:  
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Stundenlöhne und Arbeitsanreize 

 Durchschn. Stundenlöhne  Geringqualifizierter liegen nur geringfügig 

über Niveau, das auch bei einer Vollzeitbesch. Einkommen über der 

Grundsicherung ergibt – dies gilt insbes. für Frauen;  

sie steigen mit zunehmendem Alter kaum an (Tab. 2). 

 Dies gilt bei den Frauen für die unteren 50 Prozent (Median) und bei 

den Männern für das untere Viertel der Lohnverteilung (25%-Perzentil) 

(Tab. 3). 

 Geringe Stundenlöhne in Verbindung mit geringfügiger Beschäftigung 

und Teilzeit sind bei einem erheblichen Teil aller geringqualif. 

Alleinverdiener mit Bruttoerwerbseinkommen nahe dem 

Grundsicherungsniveau verbunden (Tab. 3). 

 Die unteren 50 Prozent der noch erwerbstätigen älteren geringqualif. 

Frauen (> 60 J.) erzielen nur sehr geringe Bruttoerwerbseinkommen, 

die alleine nicht existenzsichernd sind (Tab. 3).  
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Tab. 2:  
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Tab. 3:  



Pensionen und Frühpensionierung 

 Seit Mitte der 1980er Jahre mehrere Pensionsreformen mit dem Ziel der 

stärkeren Beitragsorientierung und Reduktion der Frühpensionierungen 

 Hohes individuelles Pensionsniveau relativ zum Arbeitseinkommen 

(brutto) von Geringqualifizierten bei Frühpensionierung,  

deutlich niedrigere relative Pensionsniveaus bei Qualifizierten (Tab. 4) 

 Nach wie vor sehr hoher Anteil von Frühpensionen (<  60 J.), insbes. 

bei Personen mit geringer Qualifikation:  

Frauen ~  40%,  Männer ~ 30%   (Tab. 4) 

 Zwischen 2006 und 2013 starker Rückgang der Frühpensionierungen 

bei geringqualif. Frauen (< 60 J.) und qualif. Männern (< 65 J.); 

bei geringqualif. Frauen deutliche Verschiebung zu späterem 

Pensionseintritt;  

bei qualif. Männern (55<= Alter <= 65 J.) starker allgemeiner 

Rückgang der Pensionistenquote (Tab. 5) 
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Tab. 4:  
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Tab. 5:  



Fazit 

 Die bedarfsorientierte Mindestsicherung und relativ hohe Pensionen 

reduzieren Einkommensungleichheit, bewirken aber negative 

Arbeitsanreizen insbesondere für Geringqualifizierte und Fehlanreize 

zur Frühpensionierung.  

 Beschäftigungsorientierte Reformen sind mit einem wirtschafts-

politischem Zielkonflikt zwischen verbesserten Arbeitsanreizen und 

dem Grundsicherungsziel verbunden („Sozialstaatsdilemma“).  

 Bisherige Sozialstaats-Reformen haben diese Fehlanreize nicht oder nur 

unzureichend beseitigt. In Anbetracht der hohen Arbeitslosigkeit und 

nach wie vor relativ geringen Erwerbsquote Älterer besteht weiterhin 

erheblicher Reformbedarf bei der Grundsicherung und den Pensionen. 

 Kurzfristig: Eher Stundenlohnsubventionierung als Subventionierung 

geringfügiger Beschäftigung (z.B. Gestaffelte Sozialbeiträge) 

Längerfristig: Finanzielle Anreize zur Aus- und Weiterbildung, zur 

Vollzeitbeschäftigung und späteren Pensionseintritt stärken.  
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